
für die Feststellung des Grades der Verantwortlichkeit 
des Täters ohne Einfluß sind.
In zahlreichen Veröffentlichungen wird zum Ausdruck 
gebracht, daß Ursachen und begünstigende Bedingungen 
von Straftaten von Einfluß auf den Grad der Verant­
wortlichkeit und damit auf Art und Höhe der Strafe 
seien. So wird von B u c h h o l z 1  darauf hingewiesen, 
daß äußere Umstände, wie günstige Gelegenheit, zeit­
weilige wirtschaftliche Schwierigkeiten u. a., den Moti­
vationsprozeß beeinflussen und daß solche Umstände 
andere Komponenten stärken oder schwächen oder gar 
ausschalten, z. B. die verstandesmäßige Überlegung. 
Wörtlich schreibt Buchholz:

,.Im Einzelfall kann dabei die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit gemindert oder ausgeschlossen sein.“2 

Wenn auch im Beschluß des Plenums des Bezirksge­
richts Cottbus2 4 zutreffend darauf hingewiesen wird, daß 
die Aufdeckung der begünstigenden Bedingungen von 
Straftaten nicht das Ziel hat, die Umwelt für Straftaten 
verantwortlich zu machen oder den Täter zu entschuldi­
gen, so wird jedoch weiter ausgeführt, daß die Erfor­
schung der Ursachen der genauen Feststellung der indi­
viduellen Schuld und der Festsetzung der Strafe im 
Einzelfall mit dient.
P e i n 1  hat ausgeführt, daß der Verteidiger zu den 
wirklichen Ursachen der Tat Vordringen, die Motive der 
Tat untersuchen und von da aus Art und Grad der 
Gesellschaftsgefährlichkeit erörtern sowie zu Art und 
Höhe der Strafe Stellung nehmen müsse. Weitere Hin­
weise in dieser Richtung finden sich bei N e u m a n n 5  *  
und in einem Urteil des Obersten Gerichts vom 2. Au­
gust 1963°, wenn auch dort dieser Gedanke nicht direkt 
zum Ausdruck kommt. Dagegen führt das Oberste Ge­
richt in seinem Urteil vom 21. Februar 1964 aus:

„Bei der Beurteilung der Straftat des Angeklagten 
muß zu seinen Gunsten berücksichtigt werden, daß er 
nicht von Anfang an in Bereicherungsabsicht das 
Volkseigentum zu schädigen trachtete, sondern daß 
sein Verhalten durch objektive, von ihm nicht zu ver­
tretende Umstände, durch die er und seine Brigade­
mitglieder eine erhebliche Verringerung ihres bishe­
rigen Einkommens zu erwarten hatten, begünstigt 
wurde.“7

Schließlich wird im Urteil des Obersten Gerichts vom
5. Dezember 1963 zum Ausdruck gebracht:

1 Buehholz, „Zum Begriff der Ursachen und Bedingungen der 
Straftaten in der DDR“. NJ 1963 S. 270 ff.
2 a.a. O., S. 272. Vgl. dazu auch Peckermamv Lehmann. „Pro­
bleme der Rechtsprechung bei der Bekämpfung der Krimina­
lität Im Bereich des Binnenhandels". NJ 1964 S. 683, sowie die 
in diesem Heft (S. 731) veröfrentlichie Entscheidung des Be­
zirksgerichts Dresden.
3 Vgl. „Zur Erforschung und Überwindung der die Strafrechts- 
verletzungen begünstigenden Bedingungen“. NJ 1963 S. 527.
4 Pein. „Gedanken zum Piädover des Verteidigers“, NJ 1963 
S. 304.
5 Neumann, „Zur anleitenden Tätigkeit des Bezirksgerichts in 
Strafsachen“. NJ 1963 S. 737 ff. (S. 738).
« NJ 1963 S. 794.
7 NJ 1964 S. 186.

;,Angesichts der konkreten Bedingungen, die zu den 
strafbaren Handlungen ... geführt haben .., kann 
schon jetzt gesagt werden, daß die Voraussetzungen 
für eine bedingte Verurteilung der Angeklagten ge­
geben sind.“8

Aus den hier angeführten Hinweisen und Entscheidun­
gen ergibt sich, daß entgegen der vom Bezirksgericht 
Erfurt vertretenen Auffassung die Ursachen und begün­
stigenden Bedingungen sehr wohl bei der Einschätzung 
der objektiven Schwere und des Grades der Schuld und 
damit auch bei der Strafzumessung zu berücksichtigen 
sind. Das kann auch nicht anders sein, weil sonst der 
Täter von der Tat und den Umständen der Tat isoliert 
würde. In Theorie und Praxis wird daher zu Recht 
immer wieder die Einheit von Tat und Täter betont.

Der Rechtspflegeerlaß hat besonders darauf orientiert, 
die gesellschaftliche Wirksamkeit der Rechtsprechung 
zu erhöhen. Dies findet seinen Ausdruck in den Grund­
sätzen des Rechtspflegeerlasses, wo es heißt, daß die 
gesellschaftliche Wirksamkeit der Tätigkeit der Rechts­
pflegeorgane „nicht nur auf die richtige Entscheidung 
des Einzelfalls, sondern auf die Aufdeckung der Ur­
sachen von Rechtsverletzungen, ihre sozialen und poli­
tischen Zusammenhänge und die Mobilisierung der ge­
sellschaftlichen Kräfte zu ihrer Beseitigung gerichtet“ 
ist.
Den bisherigen Ausführungen entsprechen auch die 
Vorschläge für die Gesetzgebung, die in dem Bericht 
von L u p k e /S e i d e l!l mitgeteilt werden, ln der vor­
geschlagenen Norm für die allgemeinen Schuldgrund­
sätze heißt es im Abs. 2, daß für die Feststellung der 
Schwere der Schuld „die Ursachen und Bedingungen 
der Tat und alle sonstigen objektiven und subjektiven 
Umstände, die Einfluß auf die Entscheidung zur Tat 
hatten, zu berücksichtigen“10 sind.

Wenn im Ergebnis dieser Betrachtungen festzustellen 
ist, daß Ursachen und begünstigende Bedingungen sehr 
wohl strafmildernd wirken können, soll damit nicht 
gesagt werden, daß das in jedem Falle so sei. Vielmehr 
wird dies von den Besonderheiten des speziellen Falles 
abhängen, z. B. ob der Täter Vorgefundene Schlamperei 
bewußt ausnutzt oder ob hierdurch die Tat erst ver­
anlaßt wurde oder ob festgestellt wird, daß der Täter 
unter normalen Bedingungen nie eine strafbare Hand­
lung begangen hätte. So vielgestaltig das Leben ist, so 
verschieden wird die Frage, ob solche Umstände straf­
mildernd wirken oder nicht, beantwortet werden müs­
sen. Auf keinen Fall kann man jedoch die Auffassung 
der eingangs zitierten Entscheidung des Bezirksgerichts 
Erfurt gelten lassen, wonach sich Ursachen und begün­
stigende Bedingungen von Straftaten niemals strafmil­
dernd auswirken können.

8 NJ J964 S. 188.
fl Lupke/Seidel, „Zur gesetzlichen Regelung der Zurechnungs­
fähigkeit und des Vorsatzes“, NJ 19(54 S. 144 ff.
1“ a. a. O., S. 145.
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Zu den Voraussetzungen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit von Kommissionshändlern

In Vorbereitung des 4. Plenums des Obersten Gerichts 
stießen wir erneut auf das rechtspolitisch komplizierte 
Problem der strafrechtlichen Verantwortlichkeit von 
Kommissionshändlern. Die im Bereich des Kommis­
sionshandels auftretenden Widersprüche können durch 
die Anwendung des Rechts nur in Übereinstimmung 
mit der Politik unseres Staates gegenüber den Ange­
hörigen des Mittelstandes gelöst werden, die sich in

der Periode des umfassenden Aufbaus des Sozialismus 
immer mehr zu sozialistisch schaffenden Werktätigen 
entwickeln. Die Politik gegenüber diesen Kreisen der 
Bevölkerung ist klar und eindeutig. Sie wurde im Pro­
gramm der SED wie folgt umrissen:

„Die kameradschaftliche Zusammenarbeit mit den 
Komplementären halbstaatlicher Betriebe, den Genos-
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